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Beschlussempfehlung und Bericht 
 
des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend 
 
 
zu dem Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 16/6224  
 
2. Lesung  
 
 
 
 
 
 
Gesetz über die staatliche Anerkennung von Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern, 
Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen sowie Kindheitspädagoginnen und Kind-
heitspädagogen  
(Sozialberufe-Anerkennungsgesetz – SobAG) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung  
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 16/6224 - wird unverändert ange-
nommen. 
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Bericht  
 
A Allgemeines  
 
Mit dem Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen für die staatliche Anerkennung von So-
zialarbeiterinnen und Sozialarbeitern, Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen sowie 
Kindheitspädagoginnen und Kindheitspädagogen landesrechtlich geregelt werden.  
 
Bei dem Berufsbild der staatlich anerkannten Sozialarbeiter, Sozialpädagogen und Kind-
heitspädagogen handelt es sich um reglementierte Berufe. Ein solcher Beruf ist eine Tätig-
keit oder eine Gruppe beruflicher Tätigkeiten, bei der Aufnahme oder Ausübung an die Erfül-
lung bestimmter Qualifikationen gebunden ist. Eine solche Regelung einer Berufsausübung 
kann gemäß Artikel 12 Absatz 1 Grundgesetz alleine durch oder aufgrund eines Gesetzes 
erfolgen. Derzeit mangelt es an einer solchen landesrechtlichen Regelung für die staatliche 
Anerkennung von Absolventinnen und Absolventen der Studiengänge mit dem inhaltlichen 
Gegenstand Sozialer Arbeit und Kindheitspädagogik.  
 
Mit dem Gesetzentwurf soll die vorhandene landesrechtliche Regelungslücke bezüglich der 
staatlichen Anerkennung geschlossen werden und länderübergreifend eine vergleichbare 
Reglementierung des Berufsbildes geschaffen werden. Zudem soll erstmalig die Vorausset-
zung für eine staatliche Anerkennung von Kindheitspädagoginnen und Kindheitspädagogen 
geschaffen werden.  
 
 
B Beratung  
 
I. Beratungsverfahren:  
 
Der Gesetzentwurf - Drucksache 16/6224 - wurde vom Plenum in seiner 65. Sitzung am 
10. September 2014 an den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend - federführend - so-
wie an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales und den Ausschuss für Innovati-
on, Wissenschaft und Forschung überwiesen.  
 
In seiner 40. Sitzung am 25. September 2014 befasste sich der Ausschuss erstmals damit. 
Er beschloss, Sachverständige zu seinen Beratungen hinzuzuziehen. Wegen der inhaltlichen 
Debatte wird verwiesen auf das Ausschussprotokoll 16/678.  
 
Am 27. November 2014 fand die Hinzuziehung von Sachverständigen statt, an der sich der 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales und der Ausschuss für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung nachrichtlich beteiligten.  
 
Zur Anhörung lagen folgende schriftliche Stellungnahmen vor:  
 

Organisationen/Verbände 
 

Sachverständige Stellungnahme 

University of Applied Sciences Saxi-
on, Enschede  

Michael Auen  16/2350 
 

HAN Hogeschool van Arnhem Nijme-
gen  

Peter Stascheit  

Universität Duisburg-Essen, Fakultät 
für Bildungswissenschaften  

Prof. Dr. Horst Bossong  16/2299  
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Organisationen/Verbände 
 

Sachverständige Stellungnahme 

Deutsche Gesellschaft für Erzie-
hungswissenschaft, Kommission So-
zialpädagogik  

Prof. Dr. Fabian Kessl  16/2372  

Fachhochschule Düsseldorf, Fachbe-
reich Sozial- und Kulturwissenschaf-
ten  

Prof. Dr. Irene Dittrich  16/2351  
 

Fachhochschule Köln, Fakultät für 
Angewandte Sozialwissenschaften  

Prof. Dr. Claus Stieve  

Fachhochschule Köln, Fakultät für 
Angewandte Sozialwissenschaften  
und  
Bundesarbeitsgemeinschaft der Pra-
xisämter/-referate an Hochschulen für 
Soziale Arbeit  

Heinz Gabler  16/2358  

Deutscher Berufsverband für Soziale 
Arbeit e. V., Landesverband NRW  

Stephan Leidiger,  
stellv. Vorsitzender  
Waltraud Himmelmann, 
Vorsitzende  

16/2357  

 
 
Daneben lagen folgende weitere Eingaben vor, die im Vorfeld bzw. im Nachgang übersandt 
worden sind:  

- Zuschrift 16/591: Stellungnahme des Rektors der Universität Duisburg-Essen vom 
19. August 2014 

- Zuschrift 16/601: Stellungnahme des Deutschen Berufsverband für Soziale Arbeit 
e.V. vom 26. September 2014 

- Stellungnahmen 16/2366: Stellungnahme des Fachbereichstags Heilpädagogik vom 
27. Oktober 2014 

- Stellungnahmen 16/2326 und 16/2371 des Fachbereichstags Soziale Arbeit (FBTS) 
vom 13. und 24. November 2014 

- Stellungnahme 16/2341 von Prof. Dr. Holger Hoffmann, Vorsitzender der Landesde-
kanekonferenz der Fachbereiche für Sozialwesen in NRW vom 13. November 2014 

- Zuschrift 16/649: Stellungnahme von Prof. Dr. Hans-Ulrich Hensche, Fachhochschule 
Südwestfalen vom 19. Dezember 2014 

- Stellungnahme 16/2582: Stellungnahme der University of Applied Sciences Saxion, 
Enschede und der HAN Hogeschool van Arnhem en Nijmegen vom 4. Februar 
2015. 
 

Der Verlauf der Hinzuziehung ergibt sich aus dem Ausschussprotokoll 16/757, zur Vermei-
dung von Wiederholungen wird hierauf Bezug genommen.  
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In der Sitzung des federführenden Ausschusses am 22. Januar 2015 wurde der Gesetzent-
wurf zur Auswertung der Anhörung aufgerufen. Zum Inhalt wird auf das Ausschussprotokoll 
16/804 verwiesen.  
 
Der mitberatende Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales befasste sich in seiner 
Sitzung am 11. März 2015 (vgl. Ausschussprotokoll 16/852) abschließend mit dem Gesetz-
entwurf und beschloss, kein Votum abzugeben.  
 
Der mitberatende Ausschuss für Innovation, Wissenschaft und Forschung befasste sich am 
15. April 2015 (vgl. Ausschussprotokoll 16/871) mit dem Gesetzentwurf und beschloss eben-
falls, kein Votum abzugeben.  
 
 
II. Änderungs- und Entschließungsanträge:  
 
Zu der abschließenden Beratung am 23. April 2015 legte die Fraktion der CDU den nachste-
henden Änderungsantrag vor:  
 

„Änderungsantrag  
 
der Fraktion der CDU  

zum Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz über die staatliche Anerken-
nung von Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern, Sozialpädagoginnen und So-
zialpädagogen sowie Kindheitspädagoginnen und Kindheitspädagogen (Sozi-
alberufe-Anerkennungsgesetz - SobAG)“ 
Drucksache 16/6224 
 
I. Der Gesetzentwurf der Landesregierung wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst: 
 
 „Gesetz über die staatliche Anerkennung sozialpädagogischer und sozialpflege-

rischer Berufe im Land Nordrhein-Westfalen (Sozialberufe-Anerkennungsgesetz 
– SobAG)“ 

 
2. Eine Inhaltsübersicht wird in folgender Fassung eingefügt: 
 

„Erster Abschnitt  
Staatliche Anerkennung und Berufsbezeichnung 
 
§ 1 Berufe mit Hochschulausbildung 
§ 2 Berufsrechtliche Anerkennung von Studiengängen 
§ 3 Berufsrechtliche Eignung eines Studienganges der Sozialen Arbeit 
§ 4 Berufsrechtliche Eignung eines Studienganges der Kindheitspädagogik 
§ 5 Berufsrechtliche Eignung eines Studienganges der Heilpädagogik 
§ 6 Praxisphase und Praxisstellen 
§ 7 Einbeziehung der Berufspraxis 
§ 8 Berufe mit Fachschulausbildung 
§ 9 Gleichstellung staatlicher Anerkennung 
§ 10 Im Ausland erworbene Ausbildungs- und Befähigungsnachweise 
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Zweiter Abschnitt 
Weitere Bestimmungen 

 
§ 11 Persönliche Eignung, Versagen, Rücknahme und Widerruf der staatli-

chen Anerkennung 
§ 12 Zuständige Behörde 
§ 13 Übergangs- und Schlussvorschriften 
§ 14 Verordnungsermächtigung 
§ 15 Inkrafttreten“ 
 

3. § 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 1 Berufe mit Hochschulausbildung 
 
(1) Wer einen Abschluss „Bachelor“ an einer staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Hochschule im Land Nordrhein-Westfalen mit dem inhaltlichen Gegenstand 
Soziale Arbeit erworben hat, erlangt damit die Berechtigung, die Berufsbezeich-
nung „Staatlich anerkennte Sozialpädagogin“ oder „Staatlich anerkannter Sozial-
pädagoge“, „Staatlich anerkannte Sozialarbeiterin“ oder „Staatlich anerkannter 
Sozialarbeiter“ zu führen (staatliche Anerkennung). Beide Bezeichnungen kön-
nen auch gemeinsam verliehen werden. 
 
(2) Wer einen Abschluss „Bachelor“ an einer staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Hochschule im Land Nordrhein-Westfalen mit dem inhaltlichen Gegenstand 
Kindheitspädagogik erworben hat, erlangt damit die Berechtigung, die Berufsbe-
zeichnung „Staatlich anerkennte Kindheitspädagogin“ oder „Staatlich anerkannter 
Kindheitspädagoge“ zu führen (staatliche Anerkennung). 
 
(3) Wer einen Abschluss „Bachelor“ an einer staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Hochschule im Land Nordrhein-Westfalen mit dem inhaltlichen Gegenstand 
Heilpädagogik erworben hat, erlangt damit die Berechtigung, die Berufsbezeich-
nung „Staatlich anerkennte Heilpädagogin“ oder „Staatlich anerkannter Heilpä-
dagoge“ zu führen (staatliche Anerkennung). 
 
(4) Die staatliche Anerkennung wird von einer Hochschule mit einer eigenen Ur-
kunde ausgesprochen und berechtigt zum Führen der jeweiligen Berufsbezeich-
nung.“ 

 
4. § 2 wird wie folgt neu gefasst: 

 
„§ 2 Berufsrechtliche Anerkennung von Studiengängen 
 
(1) Bachelor-Studiengänge werden in einem – eng mit der von der Akkreditie-
rungsagentur organisierten Begutachtung verbundenem - Zusatzverfahren ge-
prüft, ob der Studiengang hinsichtlich seiner Qualität die Voraussetzungen dafür 
bietet, dass die Studierenden die fachlichen Anforderungen für die jeweilige Pra-
xis erfüllen. Mit dem Abschluss des Zusatzverfahrens erfolgt binnen drei Monate 
eine Feststellung über die berufsrechtliche Eignung des Studienganges. Die be-
rufsrechtliche Eignung kann auf Antrag der Hochschule und für die Dauer von 
sieben Jahren festgestellt werden. Frühestens ein Jahr vor Ablauf der Frist nach 
Satz 3 kann eine Verlängerung für weitere sieben Jahre beantragt werden.  
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(1a) Die Verbindung der Verfahren setzt einen Antrag der jeweiligen Hochschule 
voraus.  
 
(2) Grundlage für die Prüfung der berufsrechtlichen Anerkennung von Studien-
gängen im Zusatzverfahren zum Akkreditierungsverfahren nach § 7 Abs. 1 des 
Hochschulzukunftsgesetzes Nordrhein-Westfalen (HZG NRW) vom 16. Septem-
ber 2014 (GV.NRW.S. 543 ff.) ist 

 
a) der Qualifikationsrahmen Soziale Arbeit (QR SAR) in der jeweils gültigen 

Fassung des Fachbereichstags Soziale Arbeit für Studiengänge der Sozialen 
Arbeit; 

 
b) der Orientierungsrahmen Bildung und Erziehung in der Kindheit in der je-

weils gültigen Fassung der Jugend- und Familienministerkonferenz für Stu-
diengänge der Kindheitspädagogik; 

 
c) der Fachqualifikationsrahmen Heilpädagogik (FQR HP) in der jeweils gülti-

gen Fassung des Fachbereichstages Heilpädagogik für Studiengänge der 
Heilpädagogik. 

 
(3) Im Rahmen des Zusatzverfahrens ist ein von der fachlich zuständigen obers-
ten Landesbehörde benannter Vertreter der beruflichen Praxis für die jeweilige 
Fachrichtung durch die Akkreditierungsagenturen einzubeziehen.  
 
(4) Das Zusatzverfahren zum Akkreditierungsverfahren muss zu dem Ergebnis 
führen, dass das jeweilige Studienangebot die Entwicklung der erforderlichen 
Kernkompetenzen fördert und eine enge Verzahnung von Theorie und Praxis 
gemäß § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 und § 5 Abs. 2 zum Gegenstand hat. Die Entschei-
dung über die berufsrechtliche Eignung erfolgt durch gesonderten Bescheid des 
jeweils zuständigen Ministeriums gegenüber der Hochschule. Diese Entschei-
dung berührt die von den Akkreditierungsagenturen  zu treffende Entscheidung 
über die Akkreditierung eines Studienganges nicht.“ 

 
5. § 3 wird wie folgt neu gefasst: 

 
„§ 3 Berufsrechtliche Eignung eines Studienganges der Sozialen Ar-
beit 
 
(1) Die staatliche Anerkennung wird aufgrund eines Hochschulabschlusses in ei-
nem Studiengang der Sozialen Arbeit und der Absolvierung einer Praxisphase 
durch die Hochschule erteilt, soweit im Rahmen des Zusatzverfahrens zum Ak-
kreditierungsverfahren gemäß § 2 festgestellt worden ist, dass der Studiengang 
in Verbindung mit der Praxisphase eine vertiefte Eignung und Befähigung im 
Sinne des Abs. 2 zu eigenverantwortlicher Arbeit im Bereich der Sozialen Arbeit 
und der Sozialverwaltung vermittelt. 
 
(2) Voraussetzung für die berufsrechtliche Eignung im Sinne des Abs. 1 ist es,  
 
a) dass eine Praxisphase, die studienintegriert oder postgradual im Anschluss 

an das Studium abgeleistet werden kann, mindestens 100 Arbeitstage (oder 
30 ECTS-Punkte) mit Erfolgsnachweis in einer anerkannten Praxisstelle vor-
sieht; 
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b) das ausgewiesene Kenntnisse der relevanten deutschen Rechtsgebiete mit 
exemplarischer Vertiefung auf Landesebene vermittelt sowie der Erwerb 
administrativer Kompetenzen gefördert wird; 

 
c) dass eine kritische Reflexion erworbenen Fachwissens unter den Bedingun-

gen angeleiteter Praxis ermöglicht wird.“ 
 
6. § 4 wird wie folgt neu gefasst: 

 
„§ 4  Berufsrechtliche Eignung eines Studienganges der Kindheitspä-
dagogik 
 
(1) Die staatliche Anerkennung wird aufgrund eines Hochschulabschlusses in ei-
nem Studiengang der Kindheitspädagogik und der Absolvierung einer Praxispha-
se durch die Hochschule erteilt, soweit im Rahmen des Zusatzverfahrens zum 
Akkreditierungsverfahren gemäß § 2  festgestellt worden ist, dass der Studien-
gang in Verbindung mit der Praxisphase eine vertiefte Eignung und Befähigung 
im Sinne des Abs. 2 zu eigenverantwortlicher Arbeit im Bereich der Bildung, Be-
treuung und Erziehung von Kindern bis zu 14 Jahren sowie der Begleitung und 
Unterstützung ihrer Familien vermittelt. 
  
(2) Voraussetzung für die berufsrechtliche Eignung im Sinne des Abs. 1 ist es, 

 
a) dass eine Praxisphase, die studienintegriert oder postgradual im Anschluss 

an das Studium abgeleistet werden kann, mindestens 100 Arbeitstage (oder 
30 ECTS-Punkte) mit Erfolgsnachweis in einer anerkannten Praxisstelle vor-
sieht; 

 
b) dass der Studiengang die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern bis 

zu 14 Jahren zum Gegenstand hat und einen Schwerpunkt auf Kinder bis 
zum Alter von sechs Jahren setzt; 

 
c) das ausgewiesene Kenntnisse der relevanten deutschen Rechtsgebiete mit 

exemplarischer Vertiefung auf Landesebene vermittelt sowie der Erwerb 
administrativer Kompetenzen gefördert wird; 

 
d) dass eine kritische Reflexion erworbenen Fachwissens unter den Bedingun-

gen angeleiteter Praxis ermöglicht wird.“ 
 
7. § 5 wird wie folgt neu gefasst: 

 
„§ 5 Berufsrechtliche Eignung eines Studienganges der Heilpädagogik 
 
(1) Die staatliche Anerkennung wird aufgrund eines Hochschulabschlusses in ei-
nem Studiengang der Heilpädagogik und der Absolvierung einer Praxisphase 
durch die Hochschule erteilt, soweit im Rahmen des Zusatzverfahrens zum Ak-
kreditierungsverfahren gemäß § 2 festgestellt worden ist, dass der Studiengang 
in Verbindung mit der Praxisphase eine vertiefte Eignung und Befähigung im 
Sinne des Abs. 2 zu eigenverantwortlicher Arbeit im Bereich der Heilpädagogik 
zu vermitteln. 
 
(2) Voraussetzung für die berufsrechtliche Eignung im Sinne des Abs. 1 ist es, 
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a) dass eine Praxisphase, die studienintegriert oder postgradual im Anschluss 
an das Studium abgeleistet werden kann, mindestens 100 Arbeitstage (oder 
30 ECTS-Punkte) mit Erfolgsnachweis in einer anerkannten Praxisstelle vor-
sieht; 

 
b) das ausgewiesene Kenntnisse der relevanten deutschen Rechtsgebiete mit 

exemplarischer Vertiefung auf Landesebene vermittelt sowie der Erwerb 
administrativer Kompetenzen gefördert wird; 

 
c) dass eine kritische Reflexion erworbenen Fachwissens unter den Bedingun-

gen angeleiteter Praxis ermöglicht wird.“ 
 
8. § 6 wird wie folgt neu gefasst: 

 
„§ 6 Praxisphase und Praxisstellen  
 
(1) Die Entscheidung über die Praxisphase als studienintegrierter oder als post-
gradualer Praxisanteil im Anschluss an das Studium trifft die Hochschule in eige-
ner Verantwortung.  
 
(2) Über die Eignung der Praxisstellen entscheidet die Hochschule.  
 
(2a) Voraussetzung für eine Anerkennung ist, dass in den Praxisstellen in ausrei-
chendem Umfang  

 
a) Tätigkeiten auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit durchgeführt werden und die 

fachliche Anleitung durch Personen mit einer staatlichen Anerkennung nach 
§ 1 Abs. 1 gesichert ist; 

 
b) Tätigkeiten auf dem Gebiet der Jugendhilfe oder der Schule im Bereich der 

pädagogischen Arbeit mit Kindern von bis zu 14 Jahren und ihren Familien 
stattfindet und die fachliche Anleitung durch Personen mit einer staatlichen 
Anerkennung nach § 1 Abs. 2 gesichert ist; 

 
c) Tätigkeiten auf dem Gebiet der Heilpädagogik stattfinden und die fachliche 

Anleitung durch Personen mit einer staatlichen Anerkennung nach § 1 Abs. 3 
gesichert ist. 

 
Es ist sicherzustellen, dass eine Freistellung der in der Praxisphase befindli-
chen Personen für die Begleitveranstaltungen an der Hochschule erfolgt.  

 
(3) In begründeten Ausnahmefällen können abweichend von Abs. 2a Satz 1 lit.     
a - c auch sonstige vergleichbar qualifizierte Fachkräfte mit mindestens dreijähri-
ger einschlägiger Berufserfahrung von den Hochschulen für die Anleitung zuge-
lassen werden.  
 
(4) Die Hochschulen regeln das Nähere zur Durchführung der Praxisphase, zur 
Anerkennung von Praxisstellen, zu Art, Inhalt und Umfang des Erfolgsnachwei-
ses sowie zur Einbeziehung der Berufspraxis im Rahmen einer Anlage zur Hoch-
schulprüfungsordnung.“  

 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/8468 

 
 

10 

9. § 7 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 7 Einbeziehung der Berufspraxis 
 
Die Hochschulen stellen unter Einbeziehung von Vertreterinnen und Vertretern 
der Berufspraxis sicher,  

 
1. dass Grundsatzfragen der Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und Be-

rufspraxis behandelt werden und 
 
2. Anregungen zur Verbesserung der Praxisphase gegeben werden können.“  

 
10. § 8 wird wie folgt neu gefasst: 

 
„§ 8 Berufe mit Fachschulausbildung 

 
(1) Wer den Ausbildungsgang Erzieherin oder Erzieher, Familienpfleger oder 
Familienpflegerin, Heilerziehungspflegerin oder Heilerziehungspfleger, Heilpäda-
gogin oder Heilpädagoge an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Fach-
schule in Nordrhein-Westfalen erfolgreich abgeschlossen hat, erhält mit dem Ab-
schlusszeugnis die Berechtigung, die Berufsbezeichnung „Staatlich anerkannte 
Erzieherin“ oder „Staatlich anerkannter Erzieher“, „Staatlich anerkannte Famili-
enpflegerin“ oder „Staatlich anerkannter Familienpfleger“, „Staatlich anerkannte 
Heilerziehungspflegerin“ oder „Staatlich anerkannter Heilerziehungspfleger“, 
„Staatlich anerkannte Heilpädagogin“ oder „Staatlich anerkannter Heilpädagoge“ 
zu führen.  
 
(2) Voraussetzung für die staatliche Anerkennung ist, dass mit der Ausbildung 
ein Berufspraktikum an einer geeigneten Praktikumsstelle nach den Vorgaben 
der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung in den Bildungsgängen des Be-
rufskollegs des Landes Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden Fassung 
abgeleistet wird.“  

 
11. § 9 wird wie folgt neu gefasst: 

 
„§ 9 Gleichstellung staatlicher Anerkennung 
 
Die in anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland nach ähnlichen Vo-
raussetzungen staatlich anerkannten Berufsträger sind den nach diesem Gesetz 
staatlich anerkannten Berufsträgern gleichgestellt.“ 

 
12. Ein neuer § 10 wird in folgender Fassung eingefügt:  
 

„§ 10 Im Ausland erworbene Ausbildungs- und Befähigungsnachweise 
 

(1) Für die Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen gilt das Anerken-
nungsgesetz Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden Fassung nach Maß-
gabe der Absätze 2 bis 4. 
 
(2) Die Berechtigung zum Führen der Berufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 bis 3 
oder nach § 8 Abs. 1 und zum Ausüben eines nach diesem Gesetz staatlich reg-
lementierten Berufes wird erteilt, wenn die ausländische Berufsqualifikation ge-
mäß Teil 2, Kapitel 2 des Anerkennungsgesetzes Nordrhein-Westfalen entspre-
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chend anerkannt ist. Bachelor-Absolventen von Hochschulen im europäischen 
Ausland können die staatliche Anerkennung erhalten, wenn sie von ihrer Hoch-
schule einen Nachweis erbringen, der bescheinigt, dass die inhaltlichen Voraus-
setzungen des jeweiligen Studienganges gemäß § 2 Absatz 2 dieses Gesetzes 
erfüllt sind. Die Feststellung der Gleichwertigkeit erfolgt im Verfahren zur Ertei-
lung der staatlichen Anerkennung. 
 
(3) Die antragstellende Person hat zum Nachweis ihrer persönlichen Eignung im 
Sinne des § 11 Abs. 1 und 2 eine von der zuständigen Behörde des Herkunfts-
staates ausgestellte Bescheinigung oder einen von einer solchen Behörde aus-
gestellten Strafregisterauszug, oder wenn ein solcher nicht beigebracht werden 
kann, einen gleichwertigen Nachweis vorzulegen. Wurde der Beruf im Herkunfts-
staat bereits ausgeübt, so kann die gemäß Anerkennungsgesetz Nordrhein-
Westfalen zuständige Behörde bei der zuständigen Behörde des Herkunftsstaa-
tes Auskünfte über etwa verhängte Strafen oder sonstige berufs- oder strafrecht-
liche Maßnahmen wegen schwerwiegenden standeswidrigen Verhaltens oder 
strafbarer Handlungen, die die Ausübung des Berufes betreffen, einholen.    
 
(4) Wer auf den in diesem Gesetz genannten Gebieten einen reglementierten 
Beruf ausübt, muss über die erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache 
verfügen.“ 
 

13. Ein neuer § 11 wird in folgender Fassung eingefügt: 
 

„§ 11 Persönliche Eignung, Versagen, Rücknahme und Widerruf der 
staatlichen Anerkennung 

 
(1) Persönlich geeignet ist, wer für die eine Tätigkeit in dem reglementierten Be-
ruf nach diesem Gesetz die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt und sich nicht 
eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur 
Ausübung des Berufes ergibt.  
 
(2) Bei fehlender persönlicher Eignung im Sinne des § 72a des Achten Sozialge-
setzbuches – Kinder- und Jugendhilfe - in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. September 2002 (BGBl. S. 2022), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 29. August 2013 (BGBl. S. 3464) geändert worden ist, ist die staatliche 
Anerkennung zu versagen. 
 
(3) Zum Zeitpunkt des Abschlusses ist der Hochschule bzw. der Fachschule ein 
polizeiliches Führungszeugnis gemäß § 72a des Achten Sozialgesetzbuches – 
Kinder- und Jugendhilfe - in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Septem-
ber 2002 (BGBl. S. 2022), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Au-
gust 2013 (BGBl. S. 3464) geändert worden ist, vorzulegen. Die Hochschule 
bzw. die Fachschule versagt die staatliche Anerkennung, wenn das polizeiliche 
Führungszeugnis nicht vorgelegt wird oder Verurteilungen wegen Straftaten im 
Sinne des Abs. 2 eingetragen sind.  
 
(4) Die staatliche Anerkennung ist zurückzunehmen, wenn nachträglich bekannt 
wird, dass die fachlichen und/oder persönlichen Voraussetzungen bei der Aner-
kennung nicht vorgelegen haben oder ein Versagensgrund nach Abs. 2 vorgele-
gen hat. Die Rücknahme tritt auch dann ein, wenn der Abschluss, aufgrund des-
sen die staatliche Anerkennung erteilt wurde, aberkannt wird.  
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(5) Die staatliche Anerkennung ist zu widerrufen, wenn sich die Inhaberin bzw. 
der Inhaber durch ihr bzw. sein späteres Verhalten der Führung der Berufsbe-
zeichnung wegen einer rechtskräftigen Verurteilung aufgrund von Straftaten im 
Sinne des Abs. 2 für die Wahrnehmung von Aufgaben im Sinne dieses Gesetzes 
als unwürdig erwiesen hat.  
 
(5) Die Urkunde über die staatliche Anerkennung ist in den Fällen des Abs. 4 und 
5 durch die ausstellende Stelle einzuziehen.  
 
(6) Die Vorschriften über die Rücknahme oder den Widerruf nach dem Verwal-
tungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweiligen 
Fassung bleiben unberührt.“ 

 
14. Ein neuer § 12 wird in folgender Fassung eingefügt: 

 
„§ 12 Zuständige Behörde 
 
Zuständige Behörde für die Durchführung dieses Gesetzes ist die für die in die-
sem Gesetz genannten Berufe jeweils zuständige oberste Landesbehörde.“ 
 

15. Ein neuer § 13 wird in folgender Fassung eingefügt: 
 

„§ 13 Übergangs- und Schlussvorschriften 
 
(1) In Studiengängen mit dem inhaltlichen Gegenstand der Sozialen Arbeit behal-
ten Hochschulen, die bislang nach hochschuleigenen Ordnungen eine staatliche 
Anerkennung ausgesprochen haben, dieses Recht für diejenigen Studiengänge, 
die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes akkreditiert sind, bis zum Ab-
lauf der Akkreditierungsfrist; die berufsrechtliche Eignung dieser Studiengänge 
gilt für diesen Zeitraum als festgestellt.  
 
(2) In Studiengängen mit dem inhaltlichen Gegenstand der Kindheitspädagogik 
erhalten alle Absolventinnen und Absolventen der nach diesem Gesetz aner-
kannten Studiengänge und der im Wesentlichen inhaltsgleichen vorangegange-
nen Studiengänge im Rahmen der Gleichstellung ein Recht auf Feststellung der 
staatlichen Anerkennung gegenüber ihrer ehemaligen Hochschule. Das für Kin-
der und Jugend zuständige Ministerium stellt auf Antrag der Hochschule, sonst 
auf Antrag der Absolventinnen und Absolventen, die hiervon betroffenen Studi-
engänge gemäß § 2 fest. 
 
(3) In Studiengängen mit dem inhaltlichen Gegenstand der Heilpädagogik erhal-
ten alle Absolventinnen und Absolventen der nach diesem Gesetz anerkannten 
Studiengänge und der im Wesentlichen inhaltsgleichen vorangegangenen Studi-
engänge im Rahmen der Gleichstellung ein Recht auf Feststellung der staatli-
chen Anerkennung gegenüber ihrer ehemaligen Hochschule. Das für Kinder und 
Jugend zuständige Ministerium stellt auf Antrag der Hochschule, sonst auf An-
trag der Absolventinnen und Absolventen, die hiervon betroffenen Studiengänge 
gemäß § 2 fest. 
 
(4) Staatliche Anerkennungen, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
Nordrhein-Westfalen erteilt worden sind, stehen den Anerkennungen nach die-
sem Gesetz gleich.“ 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/8468 

 
 

13 

 
16. Ein neuer § 14 wird in folgender Fassung eingefügt: 
 

„§ 14 Verordnungsermächtigung 
 
Das für Kinder und Jugend zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Landtag die Prüfung eines Studi-
enganges auf seine berufsrechtliche Eignung einschließlich der Zulassung von 
Zusatzqualifikationen im Bereich der Sozialen Arbeit, der Kindheitspädagogik 
und der Heilpädagogik gemäß der §§ 1 bis 5 zu regeln.“  

 
17. Ein neuer § 15 wird in folgender Fassung eingefügt: 
 

„§ 15 Inkrafttreten 
 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündigung in Kraft. 
 
(2) Die Landesregierung berichtet dem Landtag erstmalig bis zum 31. Dezember 
2024 und danach alle zehn Jahre über die Erfahrungen mit diesem Gesetz.“ 

 
II. Begründung 
 
A. Allgemein 
 
Es soll eine einheitliche Rechtsgrundlage für die staatliche Anerkennung von regle-
mentierten Berufen im Bereich der sozialpädagogischen und der sozialpflegerischen 
Berufe in Nordrhein-Westfalen geschaffen werden. Die Änderungen zum Gesetzent-
wurf greifen die unterschiedlichen Ausbildungswege in unserem Land auf und führen 
zu einem einheitlich anwendbaren Rechtsrahmen.  
 
Die Beschlüsse der Jugend- und Familienministerkonferenz aus früheren Jahren so-
wie der Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 10. Oktober 2008 zur Beteiligung 
Dritter an Akkreditierungsverfahren werden mit den Änderungen zum Gesetzentwurf 
umgesetzt.  
 
Ferner werden die unterschiedlichen Anforderungen Dritter an einem ungehinderten 
Berufszugang und -ausübung in Nordrhein-Westfalen berücksichtigt. Während einer-
seits ein einheitlicher Rechtsrahmen für das Land zu schaffen ist, ist gleichermaßen 
sicherzustellen, dass vergleichbare Qualifikationen, die in anderen Ländern außer-
halb Nordrhein-Westfalens erworben wurden, zur Anerkennung gelangen. Eine dritte 
Ebene betrifft erworbene Qualifikationen in Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, 
deren Voraussetzungen für eine Gleichstellung der Abschlüsse und damit den Be-
rufszugang in Nordrhein-Westfalen.   
 
B. Zu den Vorschriften im Einzelnen 
 
zu § 1  
 
§ 1 regelt grundsätzlich die staatliche Anerkennung von Berufen mit Hochschulaus-
bildung in den Studiengängen der Sozialen Arbeit, der Kindheitspädagogik und der 
Heilpädagogik für Absolventen eines Bachelor-Studienganges. Ein erfolgreich been-
detes Studium in diesen Bereichen führt zugleich zur staatlichen Anerkennung als 
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Berufsträgerin bzw. Berufsträger durch die jeweilige Hochschule, sofern der jeweilige 
Studiengang über eine berufsrechtliche Anerkennung gemäß § 2 verfügt.  
 
 
zu § 2 
 
zu Absatz 1 und Absatz 1a 
 
§ 2 Absatz 1 sieht eine organisatorische Verbindung eines Akkreditierungsverfahrens 
mit einem Verfahren über die berufszulassungsrechtliche Eignung eines Studiengan-
ges im Rahmen eines Zusatzverfahrens vor. Gemäß Beschlussfassung der Kultusmi-
nisterkonferenz vom 10. Oktober 2008 („Beteiligung Dritter an Akkreditierungsverfah-
ren“) handelt es sich bei dem Akkreditierungsverfahren und der Feststellung der be-
rufsrechtlichen Eignung eines Studienganges um rechtlich getrennte Entscheidungen.  
 
Ferner wird – im Sinne der Rechtssicherheit für die Hochschulen – geregelt, dass 
über die berufsrechtliche Zulassung eines Studienganges binnen drei Monaten nach 
Abschluss des Verfahrens zu entscheiden ist. Die berufsrechtliche Eignung des Stu-
dienganges kann für die Dauer von sieben Jahren festgestellt werden. Darüber hin-
aus enthält § 2 Absatz 1 eine Regelung über die Verlängerung der Feststellung der 
berufsrechtlichen Eignung eines Studienganges.  
 
 
§ 2 Absatz 1a sieht vor, dass das in § 2 Absatz 1 genannte Akkreditierungsverfahren 
und das Verfahren über die Feststellung der berufsrechtlichen Eignung des Studien-
ganges auf Antrag durch die Hochschule organisatorisch verbunden werden kann. 
Hierdurch wird dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 10. Oktober 2008 
(„Beteiligung Dritter an Akkreditierungsverfahren“) Rechnung getragen.  
 
zu Absatz 2 
 
§ 2 Absatz 2 regelt, dass für die Prüfung der berufsrechtlichen Eignung eines Studi-
enganges im Zusatzverfahren bestimmte Qualitätsanforderungen grundsätzlich zu er-
füllen sind.  
 
§ 2 Absatz 2 lit a. berücksichtigt dabei die Beschlussfassung der Jugend- und Famili-
enministerkonferenz vom 29./30. Mai 2008: Für einen Studiengang der Sozialen Ar-
beit wird damit der Qualifikationsrahmen Soziale Arbeit (QR SAR) als geeignete 
Grundlage für die Prüfung der Vorlage der qualitativen Voraussetzungen im Sinne der 
berufsrechtlichen Eignung angesehen (Ziff. 3 des genannten Beschlusses).  
 
§ 2 Absatz 2 lit b. bestimmt, dass der Orientierungsrahmen Bildung und Erziehung 
gemäß Beschluss der Jugend- und Familienministerkonferenz vom 26./27. Mai 2011 
eine geeignete Grundlage für die Gestaltung des Berufszuganges in Studiengängen 
der Kindheitspädagogik darstellt (Ziff. 3 des genannten Beschlusses).  
 
§ 2 Absatz 2 lit. c sieht vor, dass der in der Zwischenzeit verabschiedete Fachqualifi-
kationsrahmen Heilpädagogik (FGQ HP) die Prüfungsgrundlage für die berufsrechtli-
che Eignung eines Studienganges der Heilpädagogik bildet.  
 
Berufsqualifikationen reglementierter Berufe müssen im Hinblick auf ihren Ausbil-
dungsstand - bezogen auf Niveau, Struktur und Inhalt - festgelegten Mindeststan-
dards genügen, wenn der Zugang zum Beruf gewährt werden soll. Durch die Be-
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stimmung der genannten fachlichen Rahmen wird sichergestellt, dass die jeweiligen 
Studiengänge eine qualitativ hochwertige Ausbildung für die künftigen Berufsträgerin-
nen und Berufsträger gewährleisten. 
 
zu Absatz 3 
 
§ 2 Absatz 3 sieht eine Beteiligung von Vertretern der jeweiligen beruflichen Praxis im 
Rahmen des Zusatzverfahrens vor. Damit wird dem Beschluss des Kultusminister-
konferenz vom 10. Oktober 2008 („Beteiligung Dritter an Akkreditierungsverfahren“) 
Rechnung getragen.  
 
zu Absatz 4 
 
Gemäß Ziffer 3 d des Beschlusses der Kultusministerkonferenz vom 10. Oktober 
2008 erfolgt die Entscheidung über die berufsrechtliche Eignung eines Studiengan-
ges durch gesonderten Bescheid der jeweils zuständigen Stelle gegenüber der Hoch-
schule. § 2 Absatz 4 nimmt diese Beschlussfassung auf und überführt diese in nord-
rhein-westfälisches Recht.  
 
Der letzte Satz stellt klar, dass die Entscheidung über die berufsrechtliche Eignung 
eines Studienganges rechtlich getrennt von der Entscheidung der Akkreditierungs-
agentur im Akkreditierungsverfahren zu betrachten ist.  
 
zu § 3 
 
§ 3 regelt die staatliche Anerkennung für ein erfolgreiches beendetes Studium in ei-
nem Studiengang der Sozialen Arbeit unter Berücksichtigung des Absolvierens einer 
Praxisphase. Die in § 3 enthaltenen Ausführungen nehmen die Beschlussfassung der 
Jugend- und Familienministerkonferenz vom 29./30. Mai 2008 inhaltlich auf. Die Pra-
xisphase kann entweder studienintegriert oder postgradual im Anschluss an das Stu-
dium abgeleistet werden und muss mindestens 100 Arbeitstage (oder 30 ECTS-
Punkte) umfassen. Über die Ausgestaltung der Praxisphase entscheidet die Hoch-
schule selbständig (vgl. Ausführungen zu § 6 des Gesetzentwurfes). 
 
Grundsätzlich gilt, dass die Hochschule einen geringeren zeitlichen Umfang des Pra-
xisanteils unter Berücksichtigung von beruflichen Vorerfahrungen des Studierenden 
auf Basis des geltenden Rechts festsetzen kann.  
 
zu § 4 
 
§ 4 regelt die staatliche Anerkennung für ein erfolgreiches beendetes Studium in ei-
nem Studiengang der Kindheitspädagogik unter Berücksichtigung des Absolvierens 
einer Praxisphase. Die in § 4 enthaltenen Ausführungen nehmen die Beschlussfas-
sung der Jugend- und Familienministerkonferenz vom 26./27. Mai 2011 inhaltlich auf. 
Die Praxisphase kann entweder studienintegriert oder postgradual im Anschluss an 
das Studium abgeleistet werden und muss mindestens 100 Arbeitstage (oder 30 
ECTS-Punkte) umfassen. Über die Ausgestaltung der Praxisphase entscheidet die 
Hochschule selbständig (vgl. Ausführungen zu § 6 des Gesetzentwurfes). 
 
Die Ausführungen in § 4 Absatz 1 sowie Absatz 2b berücksichtigen die besonderen 
Anforderungen an die Absolventen eines Studienganges in der Kindheitspädagogik. 
Grundsätzlich gilt, dass die Hochschule einen geringeren zeitlichen Umfang des Pra-
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xisanteils unter Berücksichtigung von beruflichen Vorerfahrungen des Studierenden 
auf Basis des geltenden Rechts festsetzen kann.  
 
zu § 5 
 
§ 5 regelt die staatliche Anerkennung für ein erfolgreiches beendetes Studium in ei-
nem Studiengang der Heilpädagogik unter Berücksichtigung des Absolvierens einer 
Praxisphase. Die in § 5 enthaltenen Ausführungen stellen eine Weiterentwicklung der 
bisherigen Beschlussfassungen der Jugend- und Familienministerkonferenzen aus 
den Jahren 2008 und 2011 dar. Die Praxisphase kann entweder studienintegriert o-
der postgradual im Anschluss an das Studium abgeleistet werden und muss mindes-
tens 100 Arbeitstage (oder 30 ECTS-Punkte) umfassen. Über die Ausgestaltung der 
Praxisphase entscheidet die Hochschule selbständig (vgl. Ausführungen zu § 6 des 
Gesetzentwurfes). 
 
Grundsätzlich gilt, dass die Hochschule einen geringeren zeitlichen Umfang des Pra-
xisanteils unter Berücksichtigung von beruflichen Vorerfahrungen des Studierenden 
auf Basis des geltenden Rechts festsetzen kann.  
 
zu § 6 
 
Ob eine Hochschule die geforderte Praxisphase studienintegriert oder postgradual im 
Anschluss an das Studium den Studierenden ermöglicht, liegt im Ermessen der jewei-
ligen Hochschule. (§ 6 Absatz 1). Sie hat im Rahmen ihrer jeweiligen Hochschulprü-
fungsordnung Näheres zur Durchführung der Praxisphase und anderes zu bestim-
men (§ 6 Absatz 4).  
 
Diese hat ferner über die Eignung der jeweiligen Praxisstelle zu entscheiden (§ 6 Ab-
satz 2). Voraussetzung für eine Anerkennung einer Praxisstelle ist es, dass die fachli-
che Anleitung durch Personen erfolgt, die selbst Berufsträger in dem jeweiligen 
Fachgebiet sind. Hierdurch soll eine qualitativ hochwertige praktische Ausbildung im 
Rahmen des Studiums gewährleistet werden (§ 6 Absatz 2a). Studierende, die sich in 
einer Praxisphase befinden, sind von Begleitveranstaltungen an der Hochschule frei-
zustellen.  
 
Sofern keine geeigneten Berufsträger für die Anleitung im Rahmen von Praxisphasen 
zur Verfügung stehen, können in begründeten Ausnahmefällen vergleichbar qualifi-
zierte Fachkräfte die Anleitung übernehmen. Dieser Ausnahmetatbestand berücksich-
tigt regionale Unterschiede bei der Ist-Besetzung von Praxisstellen und stellt – im Fal-
le nicht vorhandener Berufsträger in den jeweiligen einzelnen Fachrichtungen – si-
cher, dass der Praxisanteil dennoch auf einem qualitativ hochwertigen Niveau statt-
finden kann.  
 
zu § 7 
 
Im Zusammenhang mit der Gestaltung der Praxisphase und der Weiterentwicklung 
der Lehre haben Hochschulen für die Studiengänge der Sozialen Arbeit, der Kind-
heitspädagogik und der Heilpädagogik sicherzustellen, dass Vertreter der Berufspra-
xis einbezogen werden und im Sinne der Studierenden eine Zusammenarbeit erfolgt. 
Die Ausgestaltung liegt in der Verantwortung der jeweiligen Hochschule.  
 
An dieser Stelle wird davon ausgegangen, dass die Hochschulen selbst ein hohes In-
teresse an der Zusammenarbeit mit der Berufspraxis haben, so dass von Detailvor-
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gaben in Bezug auf den Einbeziehungsprozess bzw. Vorgaben zur  Zusammenarbeit 
verzichtet wird.  
zu § 8 
 
Die in § 8 genannten Berufe mit fachschulischer Ausbildung führen ebenfalls zu einer 
staatlichen Anerkennung als Berufsträger. Um die Bedeutung der fachschulischen 
Ausbildung in den genannten reglementierten Berufen nicht hinter den Berufen mit 
hochschulischer Ausbildung zurücktreten zu lassen, werden die genannten Berufe 
und deren Ausbildungsanforderungen unter Verweis auf die einschlägigen Vorschrif-
ten mit in den Gesetzentwurf „Sozialberufe-Anerkennungsgesetz“ aufgenommen.  
 
Damit erhält Nordrhein-Westfalen ein modernes Sozialberufe-Anerkennungsgesetz, 
welches umfassend die staatliche Anerkennung von sozialpädagogischen und sozial-
pflegerischen Berufen in unserem Land regelt.  
 
Grundsätzlich gilt, dass die Hochschule unter Berücksichtigung von beruflichen Vor-
erfahrungen – zum Beispiel über das erfolgreiche Beenden einer fachschulischen 
Ausbildung im Sinne des § 8 – im Zusammenhang mit der Aufnahme eines Studien-
ganges der Sozialen Arbeit, der Kindheitspädagogik oder der Heilpädagogik einen 
geringeren zeitlichen Umfang des Praxisanteils auf Basis des geltenden Rechts fest-
setzen kann.  
  
zu § 9 
 
§ 9 stellt sicher, dass die in anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland staat-
lich anerkannten Berufsträger im Sinne dieses Gesetzes auch in Nordrhein-Westfalen 
ungehindert den Zugang zum jeweiligen Beruf haben und somit gleichgestellt sind.  
 
zu § 10 
 
Die Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Sep-
tember 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen sieht vor, dass Perso-
nen, die ihre Berufsqualifikation in einem Mitgliedstaat erworben haben, Garantien 
hinsichtlich des Zugangs zu demselben Beruf und seiner Ausübung in einem anderen 
Mitgliedstaat unter denselben Voraussetzungen wie Inländer haben. Innerhalb der 
Richtlinie werden Vorschriften festgelegt, nach denen ein Mitgliedstaat, der den Zu-
gang zu einem reglementierten Beruf an den Besitz bestimmter Berufsqualifikationen 
knüpft, erworbene Berufsqualifikationen eines anderen Mitgliedstaates anzuerkennen 
hat.  
 
Da innerhalb der Bundesrepublik Deutschland die Länder für die Anerkennung be-
stimmter reglementierter Berufe zuständig sind, ist innerhalb des Gesetzentwurfes 
dargelegt, unter welchen Voraussetzungen eine Person mit einschlägigen Berufsqua-
lifikationen im Sinne dieses Gesetzes, Berufsträger in Nordrhein-Westfalen werden 
kann.  
 
Vom Grundsatz her gilt das Anerkennungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen in 
seiner jeweils gültigen Fassung (§ 10 Absatz 1 und Absatz 2). § 10 Absatz 2 legt fest, 
dass Bachelor-Absolventen von Hochschulen im europäischen Ausland die staatliche 
Anerkennung erhalten können, wenn sie von ihrer Hochschule einen Nachweis er-
bringen, der bescheinigt, dass die inhaltlichen Voraussetzungen des jeweiligen Studi-
enganges gemäß § 2 Absatz 2 dieses Gesetzes erfüllt sind: Mithin also die jeweiligen 
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Studiengänge grundsätzlich den Anforderungen des QR SAR oder des Orientierungs-
rahmens Bildung und Erziehung oder des FQR HP genügen.  
 
Um die persönliche Eignung der antragstellenden Person sicherstellen zu können, 
sieht § 10 Absatz 3 die Vorlage bestimmter Nachweise bzw. Auskunftsrechte der zu-
ständigen Behörde gegenüber der zuständigen Behörde des Herkunftsstaates vor. 
Hierdurch wird eine rechtliche Gleichbehandlung von In- und Ausländern im Rahmen 
des Berufszuganges zu einem reglementierten Beruf im Sinne dieses Gesetzes her-
gestellt.  
 
zu § 11 
 
Für die genannten sozialpädagogischen und sozialpflegerischen Berufe erfolgt die 
Reglementierung über die Erteilung der staatlichen Anerkennung nach erfolgreich 
absolvierter Fachschul- bzw. Hochschulausbildung. Sie gilt seit jeher als Ausdruck für 
fachliche Eignung und Professionalität und gibt den Anstellungsträgern die formale 
Sicherheit, dass die für die Ausübung des Berufs erforderliche Qualifikation erworben 
worden sind. 
 
Im Rahmen des Akkreditierungs- und des Zusatzverfahrens werden die formalen 
Eignungen eines Studienganges geprüft. Über die persönliche Eignung eines künfti-
gen Berufsträgers sagt dies jedoch nichts aus. § 11 regelt daher die Inhalte der per-
sönlichen Eignung, verknüpft Inhalte des SGB VIII mit dem Landesrecht und be-
stimmt unter welchen Voraussetzungen die staatliche Anerkennung zu versagen, zu-
rückzunehmen oder zu widerrufen ist.  
 
zu § 12 
 
Für die Durchführung dieses Gesetzes ist das für Kinder und Jugend zuständige Mi-
nisterium oberste Landesbehörde.  
 
zu § 13 
 
§ 13 Absatz 1 legt fest, dass die Hochschulen, die bisher staatliche Anerkennungen 
in Studiengängen der Sozialen Arbeit ausgesprochen haben, dieses Recht für die ak-
kreditierten Studiengänge bis zum Ablauf der Akkreditierungsfrist beibehalten. Die be-
rufsrechtliche Eignung dieser Studiengänge gilt für diesen Zeitraum als festgestellt.  
 
§ 13 Absatz 2 und Absatz 3 regeln, dass Absolventen der Studiengänge der Kind-
heitspädagogik und der Heilpädagogik ein Recht auf Feststellung der staatlichen An-
erkennung gegenüber ihrer ehemaligen Hochschule erhalten. Das für Kinder und Ju-
gend zuständige Ministerium stellt die hiervon betroffenen Studiengänge im Sinne 
von § 2 fest.  
 
Staatliche Anerkennungen, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgesprochen 
worden sind, behalten ihre Gültigkeit und sind damit Anerkennungen nach diesem 
Gesetz gleichgestellt.  
 
zu § 14 
 
Um eine Rechtssicherheit für die Hochschulen im Rahmen des Zusatzverfahrens zur 
Erlangung der berufsrechtlichen Eignung eines Studienganges zu erreichen, wird die 
zuständige oberste Landesbehörde ermächtigt, eine Rechtsverordnung im Einver-
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nehmen mit dem Landtag zur Ausgestaltung der §§ 1 bis 5 dieses Gesetzes auf den 
Weg zu bringen.  
 
zu § 15 
 
§ 15 regelt das Inkrafttreten und die Berichtspflichten gegenüber dem Landtag.“  

 
 
Die Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kündigten in diesem Zusammen-
hang an, zur 2. Lesung ebenfalls einen Änderungsantrag vorlegen zu wollen.  
 
 
III. Abschließende Beratung  
 
In der Sitzung am 23. April 2014 erfolgte die abschließende Beratung und Abstimmung (vgl. 
Ausschussprotokoll 16/884). 
 
Abg. Jörg warb für die Fraktion der SPD um Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf. Er sei 
breit diskutiert worden und zustimmungsfähig.  
 
Abg. Scharrenbach konstatierte für die Fraktion der CDU, dass ihre Fraktion weiterreichende 
Vorstellungen habe, als der Gesetzentwurf regelt; insbesondere im Bereich der Anerkennung 
ausländischer Bildungsabschlüsse und bei entsprechenden fachschulischen Ausbildungen 
sei dies deutlich geworden. Aus diesem Grund habe ihre Fraktion einen entsprechenden 
Änderungsantrag vorgelegt, zu deren Zustimmung sie wirbt. 
 
 
C Abstimmung  
 
Nach der abschließenden Beratung wurde zunächst über den vorliegenden Änderungsantrag 
abgestimmt. Mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ge-
gen die Stimmen der Fraktion der CDU bei Enthaltung der Fraktionen der FDP und der  
PIRATEN wurde er abgelehnt.  
 
Bei der sich anschließenden Abstimmung über den Gesetzentwurf wurde dieser mit den 
Stimmen der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktion der CDU bei Enthaltung der Fraktionen der FDP und der PIRATEN angenommen.  
 
 
 
 
Margret Voßeler  
Vorsitzende  


